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NACHHALTIGE FINANZLÖSUNGEN  
STATT POLITISCHES HICKHACK

Referendum schadet und blockiert Windisch
Mit dem Referendum gegen das Budget 2026 bringen SVP, Mitte und FDP die Gemeinde 
in eine schwierige Situation. Sobald es eingereicht ist, sind bis zur Genehmigung eines 
neuen Budgets alle nicht gesetzlich vorgeschriebenen Ausgaben blockiert. Eine Abstim-
mung kann frühestens im Februar 2026 stattfinden. Wird das Budget an der Urne abge-
lehnt, dauert die Blockade bis zur Freigabe eines neuen Budgets an. Schulmaterial, Lager, 
Jugendfest, Verwaltungsinfrastruktur und vieles mehr stehen auf der Kippe. SVP, Mitte 
und FDP wollen u.a. im Unterhalt von Strassen und Gemeindeliegenschaften sparen. Was 
kurzfristig das Budget schönrechnet, kann Windisch hohe Folgekosten bescheren. 

Windisch unter Druck durch kantonal verordnete Kosten
Windisch kämpft mit einer zunehmend angespannten Finanzlage. Der Grund liegt nicht 
bei verschwenderischen Ausgaben, sondern in den wachsenden «gebundenen Kosten». 
Diese gesetzlich vorgeschriebenen Ausgaben u.a. für Pflegefinanzierung, Sonderschu-
lung oder Polizei engen den Spielraum der Gemeinde immer stärker ein. So nahmen die 
Pflegerestkosten* von 1.5 Mio. CHF im Jahr 2022 auf 2.5 Mio. CHF im Jahr 2024 zu – 
Tendenz stark steigend. 

Einnahmen sinken – Kanton schaut weg
Während der Kanton Aargau über mehr als eine Milliarde Franken an Reserven verfügt, 
geraten immer mehr Gemeinden unter Druck. Windisch liegt bei den Steuereinnahmen 
pro Kopf unter dem Durchschnitt des Kantons. Kantonale Steuergesetzrevisionen in den 
Jahren 2022 und 2025 – unterstützt von denselben Parteien, die nun ein Referendum 
gegen das Budget ergreifen – reduzieren die Gemeindeeinnahmen um rund 500‘000 
CHF jährlich. Ab 2028 wird zudem die Abschaffung des Eigenmietwerts nochmals eine 
halbe Million CHF pro Jahr kosten. Diese Entwicklung gefährdet langfristig die finanzielle 
Stabilität der Gemeinde.

Gemeinsam für Windisch statt «Nacht- und Nebelaktion» im Wahlkampf
Notwendig ist ein geschlossenes Vorgehen aller Parteien, um die strukturellen Finanz- 
probleme von Windisch langfristig zu lösen:
 	 Einsatz beim Kanton für eine gerechtere Kostenverteilung zwischen Kanton und  
     	Gemeinden, insbesondere bei den Pflegerestkosten.
  	 Gründliche Analyse der beeinflussbaren Ausgaben auf lokaler Ebene. 
Wir erwarten, dass auch die bürgerlichen Parteien ihre Energie darauf verwenden, lang-
fristige Lösungen für die Situation von Windisch zu finden, statt einen finanziellen Klein-
krieg zu führen. Der neue Gemeinderat – mit drei bürgerlichen Mitgliedern – wird diese 
Aufgaben auch ohne Referendum anpacken müssen.

Mit Luzia Capanni als Grossrätin, Gemeinderätin und hoffentlich angehende  
Gemeindepräsidentin verfügt Windisch über eine starke Stimme beim Kanton.  
Diese gilt es zu nutzen, um faire Rahmenbedingungen zu schaffen.

SP Windisch
       
* Die Pflegekosten werden von den Betroffenen und den Krankenkassen bis zu einem Maximalbetrag getragen. 

Kosten über diesem Maximalbetrag bezahlen die Gemeinden.


